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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Gesdiäftsordnung (Fragestunde) 
für die 268, Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 3. Juni 1953 

1 . Abgeordneter Idi frage den Herrn Bundesminister für Ver- 
Hoffmann(Lindlar) kehr, wie lange noch auf Nebenstrecken der 

Bundesbahn umgebaute Güterwagen bzw. 
überalterte und unbequemeWagen im Personen- 
verkehr, insbesondere für den Berufsverkehr 
eingesetzt werden und warum auf diesen 
Strecken keine Wagen mit Abteilen 2. Klasse 
eingesetzt sind? 

2. Abgeordneter An wie vielen der bisher abgehaltenen 34 
Dr. Luetkens Sitzungen des Bundesratsausschusses für aus- 
wärtige Angelegenheiten hat der Herr Bundes* 
kanzler und Außenminister, an wie vielen 
der Staatssekretär des Auswärtigen Amts 

. entweder allein oder in Begleitung des Herrn 
Bundeskanzlers teilgenommen? 

Wie viele Male hat der Herr Bundeskanzler 
dem genannten Bundesratsausschuß über die 
außenpolitischen Fragen eingehenderen Bericht 
erstattet? 

3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ein Weißbuch 
von Thadden herauszugeben mit den Namen aller noch im 

Westen als „Kriegsverbrecher” in Haft be- 
findlichen Deutschen mit genauer Angabe der 
Gründe der Verurteilungen sowie Art und 
Dauer der Strafe? 

4. Abgeordnete Beabsichtigt die Bundesregierung, die Kon- 

Frau Dr, Ilk vention Nr. 100 über die Gleichheit des 

Entgelts männlicher und weiblicher Arbeits- 
kräfte für gleichwertige Arbeit dem Bundes- 
tag zur Ratifizierung vorzulegen? Wenn nicht, 
welche Gründe sprechen nach Auffassung der 
Bundesregierung dagegen? 

5. Abgeordneter Was gedenkt der Herr Bundeskanzler zu 
Müller (Frankfurt) unternehmen, damit unverzüglich die seit 

Jahren beschlagnahmten 79 Häuser mit 160 
Wohnungen in der Gemeinde Groß-Auheim 
(Kreis Hanau) ihren Eigentümern wieder zu- 
rückgegeben und ein ebenfalls beschlagnahmtes 
Industrieunternehmen und 300 ha beschlag- 
nahmtes Land wieder freigegeben werden? 
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6. Abgeordneter 
Niebergall 


7. Abgeordneter 
Niebergall 


8. Abgeordneter 
Niebergall 


9. Abgeordneter 
Müller (Frankfurt) 


10. Abgeordneter 
Kohl (Stuttgart) 


11. Abgeordneter 
Kohl (Stuttgart) 


Was hat die Bundesregierung im Zusammen- 
hang mit dem Zwischenfall am 1. Mai 1953 
in Spangdahlem Kr. Wittlich (Rheinland-Pfalz) 
getan, um in Zukunft derartige Gewalttaten 
und Überfälle von Besatzungsangehörigen und 
Hilfsfreiwilligen auf wehrlose deutsche Men- 
schen zu verhindern? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um zu verhindern, daß Acker- und Wiesen- 
gelände, das für die Viehhaltung und Ver- 
sorgung der Gemeinden Ingelheim und Gauls- 
heim lebenswichtig ist, für militärische Zwecke 
beschlagnahmt wird? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um der Verpflichtung, die sich aus dem ehe- 
maligen Reblauskassengesetz gegenüber den 
Winzern in Rheinland-Pfalz, Hessen und 
Baden-Württemberg ergibt, nachzukommen? 

Ist dem Herrn Bundeskanzler bekannt, daß 
der. Rektor der Universität Tübingen, Prof, 
Dr. Erwin Bünning, in einem Rundschreiben 
die Mitglieder des Lehrkörpers der Universität 
von dem Weiterbestehen der französischen 
Bfiefzensur unterrichtet und ihnen nahegelegt 
hat, vertraulidie Mitteilungen und Forschungs- 
ergebnisse so befördern zu lassen, daß sie 
fremdem Einblick entzogen bleiben? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diesem unwürdigen Zustand, der bekanntlich 
in der gesamten Bundesrepublik besteht, ein 
Ende zu bereiten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Bauern 
im Landkreis Rastatt, denen von der Be- 
satzungsmacht vor mehr als Jahresfrist 280 ha 
Land zur Errichtung eines Flugplatzes be- 
schlagnahmt worden sind, bis heute noch 
keine Entschädigung erhalten haben? 

Wann gedenkt die Bundesregierung die Aus- 
zahlung der Entschädigung durchzuführen? 
Ist die Bundesregierung gewillt, den geschä- 
digten Bauern gleichwertiges Ersatzland zur 
Verfügung zu stellen? 

Wer ist für den unsinnigen Befehl verantwort- 
lich, den der Oberbürgermeister von Baden- 
Baden bekanntgegeben hat, wonach die Quell- 
wasserzuführungsleitungen in Baden-Baden mit 
Minenkammern ausgestattet werden müssen? 
Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
zu verhindern, daß dieser Plan aus geführt wird? 



12. Abgeordneter 
Kohl (Stuttgart) 


13.' x\bgeordnetcr 
Reitzner 


14. Abgeordneter 
Jacobs 


Sind die hierfür verantwortlichen Stellen auf 
den ungeheueren Schaden aufmerksam gemacht 
worden, der für die Bevölkerung bei einer 
evtl. Sprengung dieser Quellwasserzuführungs* 
leitungen eintreten wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ehema- 
ligen, heute noch im Grundbuch als Eigentümer 
eingetragenen Personen für das im Jahre 1942 
von der Wehrmacht beschlagnahmte Gelände 
in Friedrichshafen-Raderach, auf dem das 
V-2- Werk errichtet wurde, heute noch Steuern 
bezahlen müssen? 

Billigt die Bundesregierung, daß von den über 
60 heute noch im Grundbuch als Eigentümer 
eingetragenen Personen aus ihren Waldbe- 
ständen kein Holz entnommen werden darf, 
obwohl sie nach wie vor dafür Grundsteuer 
zu entrichten haben? 

Entspricht es den Tatsachen, daß dem Fürsten 
Egon von Fürstenberg für seine im Gebiet 
des Raderacher Werkes liegenden Waldungen 
zum Ausgleich andere Waldstücke angeboren 
worden sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die von der französischen Besatzungsmacht 
im Jahre 1948 durchgeführlen Sprengungen 
den Eigentümern ein gewaltiger Schaden ent- 
standen ist, der amtlich geschätzt wurde, aber 
bis heute noch nicht vergütet worden ist? 
Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die jahrelangen Auseinandersetzungen um die 
Rückgabe der für das V-2- Werk in Raderach vom 
Reich beschlagnahmten land- und forstwirt- 
schaftlichen Grundstücke zu beenden und um 
den Eigentümern zu ihrem Recht zu verhelfen ? 

Ist dem Herrn Bundesminister der Finanzen 
die kritische Lage der Neustadtsiedlung in 
Moosburg (früher Stalag VII A) bekannt? 

Ist der Herr Bundesminister der Finanzen 
bereit, sich von der Oberfinanzdirektion in 
München als Vermögensverwaltung einen 
Bericht über die Lage der Neustadtsiedlung 
Moosburg geben zu lassen, um dann mit dem 
Ministerium für Vertriebene gemeinsame Maß- 
nahmen zur Erhaltung der gefährdeten Arbeits- 
plätze zu treffen? 

Ist dem Herrn Bundesminister für Verkehr 
bekannt, daß die Hauptverwaltung der Deut- 
schen Bundesbahn im Zuge der Rationali- 
sierung des Werkstättenwesens beabsichtigt, 



15. Abgeordneter 
Jacobs 


16. Abgeordneter 
Meyer (Hagen) 


17. Abgeordneter 
Meyer (Hagen) 


das Eisenbahnausbesserungswerk in Konz bei 
Trier zu schließen und welche Maßnahmen 
beabsichtigt der Bundesminister für Verkehr 
gegebenenfalls dagegen zu unternehmen? 

Sind dem Herrn Bundesminister des Innern 
die Vorwürfe bekannt, die der Vorsitzende 
des Landes] ugendringes von Rheinland-Pfalz 
gegen die Bundesregierung erhoben hat, daß 
trotz wiederholter Zusagen von Seiten des 
Bundes keine Mittel bereitstünden, um den 
vor dem Abtransport in die Fremdenlegion 
an der Grenze aufgegriffenen Deutschen die 
Heimfahrt zu ermöglichen? 

Welche Stellung nimmt die Bundesregierung 
zu der Tatsache ein, daß Personen nach § 4 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallendenPersonenbeamtenrechtlicheAnsprüche 
nicht geltend machen können, wenn sic ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im 
Bundesgebiet erst nach dem 23. September 
1949 befugt genommen haben? 

Diese Personen können gemäß § 72 des Ge- 
setzes aber auch nicht entsprechend § 1242 a 
der Reichsversicherungsordnung in der Sozial- 
versicherung nachversichert werden, soweit sie 
bereits früher Versorgung e];halten haben. 
Erkennt die Bundesregierung an, daß diese 
Rechtslage zur Folge hat, daß dieser Personen- 
kreis daher ohne jede Altersversorgung bleiben 
und dieser Zustand als unbefriedigend be- 
zeichnet werden muß? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diesen meist älteren und arbeitsunfähigen 
Versorgungsberechtigten ihre wohlverdienten 
Rechte wieder zurückzugeben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die an 
den Erlaß der Fünften Berufskrankheiten-Ver- 
ordnung geknüpften Erwartungen der Ver- 
sicherten an eine fortschrittliche Entwicklung 
des Berufskrankenrechts sich nicht erfüllt 
haben und insbesondere Beschwerden über die 
mangelnde Beachtung der Herabsetzung der 
Entschädigungspflichtgrenze von 50 auf 20^/o 
Erwerbsminderung beim berufsgenossenschaft- 
lichen Fes tstellungs verfahren sich häufen? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts dieser 
Entwicklung der Fünften Berufskrankheiten- 
Verordnung eine bestimmte Formulierung zu 
geben oder welche anderen Maßnahmen gedenkt 



18. Abgeordneter 
Meyer (Hagen) 


19. Abgeordneter 
Dr. Reismann 


sie zu ergreifen, um die Versicherten vor den 
eingetretenen rcchtssdimälernden Verwaltungs- 
maßnahmen der Berufsgenossensdiaften zu 
schützen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in 
§ 2 Abs. 3 der Fünften Berufskrankheiten- 
Verordnung vom 26. Juli 1952 vorgesehene 
Rückwirkungsbestimmung, die den Antrag auf 
Entschädigung für Berufskrankheiten aus- 
schließlich auf die Entstehungszeit nadi dem 
1. Juni 1945 beschränkt, zu einer erheblichen 
Benachteiligung der vor dieser Zeit an einer 
Berufskrankheit erkrankten Versicherten ge- 
führt hat? 

Ist der Bundesregierung ferner bekannt, daß 
die Einführung dieser Verordnung im Saar- 
gebiet (Teil der französischen Besatzungszone) 
demgegenüber die Rückwirkung bis auf den 
31. Dezember 1937 zurückverlegt hat? 

Ist bekannt, daß durch diesen Termin im 
Bundesgebiet durch die gekürzte Rückwirkung 
auf den 1. Juni 1945 alle Berufserkrankten, 
deren Erkrankung erstmalig nach der Fünften 
Berufskrankheiten-Verordnung entschädigungs- 
pflichtig ist, besonders benachteiligt sind und 
auch falle Hinterbliebenen von der Rückwir- 
kung ausgeschlossen bleiben, da nur der Ver- 
sicherte selbst Anspruch auf Entschädigung 
hat, der beim Inkrafttreten der Verordnung, 
also am 1. August 1952, an einer anerkannten 
Berufskrankheit litt? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Rückwir- 
kung für alle Versicherten und Hinterbliebenen 
ebenfäUs wie im Saarrevier auf den 31. De- 
zember 1937 nodi nachträglich festzulegen? 

Ich frage die Bundesregierung, ob es ihrer 
Ansicht entspricht, daß die laut Pressemel- 
dungen bereits Unterzeichneten Zusatzproto- 
kolle zum Bonner Vertragswerk keiner An- 
nahme durch das Parlament bedürfen? Wenn 
die Bundesregierung dieser Ansicht ist, wie 
glaubt sie das mit den Entschließungen des 
Deutschen Bundestages vereinbaren zu können, 
die dieser über den Antrag der Koalitions- 
paneien auf Umdruck Nr. 828 unter Ziffer III 
vom 19. März 1953 und über den Antrag 
der Fraktion der FU (BP-Z) auf Umdruck 
Nr. 826 gleichen Datums gefaßt hat^ wonach 
„irgendwelclie Zusatzvercinbarungen zwischen 
den beteiligten Regierungen die deutsche 



20. Abgeordneter 
Müller-Hermann 


21, Abgeordneter 
Parzinger 


22. Abgeordneter 
Ritzel 


23. Abgeordneter 
Ritzel 


Gesetzgebung nur binden, soweit sie die 
Zustimmung des Bundestages gefunden haben” 
und „Zusatzprotokollc dem Bundestag zur 
Genehmigung vorzulegen sind” ? 

Wann wird die Bundesregierung die Zusatz- 
protokollc dem Bundestag zuleiten? 

Trifft es zu, daß ein Erlaß des Bundesfinanz- 
ministeriums besteht, der die für den Rund- 
funk tätigen Journalisten von der Umsatz- 
steuerfreiheit nach § 4 Ziff. 17 des Umsatz- 
steuergesetzes 1951 ausdrücklich ausschlicßt 
mit der Begründung, daß der Begriff „Journalist” 
nur die Tätigkeit für Zeitungen und Zeit- 
schriften umfasse? 

Ist dem Herrn Bundesminister der Finanzen 
bekannt, daß das Bremische Finanzgericht auf 
Grund eigenen Urteils und vorgelegtcr Gut- 
achten zu dem Ergebnis gekommen ist, daß 
der Erlaß des Bundesfinanzministeriums un- 
zeitgemäß und unbegründet ist? 

Glaubt der Herr Bundesminister der Finanzen, 
den in dem erwähnten Erlaß vertretenen Stand- 
punkt aufrecht erhalten zu können, obwohl 
bekannt ist, daß ein für den Rundfunk täti- 
ger Journalist die gleiche Tätigkeit ausübt 
wie ein für eine Zeitung tätiger Journalist, 
daß er die gleiche Ausbildung hat, die gleiche 
Vergütung bezieht, dem gleichen Berufsver- 
band angehört, nur mit dem Unterschied, 
daß sein Manuskript an das Mikrophon, das 
seines für die Zeitung tätigen Kollegen in 
die Rotationsmaschine geht? 

Ist die Bundesregierung bereit, das Hcim- 
kchrercntschädigungsgcsctz, zu dem die Refe- 
rentenentwürfe des Arbeits- und Vertricbenen- 
ministeriums vorliegen, noch in der ersten 
Legislaturperiode dem Bundestag zur Verab- 
schiedung vorzulegen? 

Ist der Bundesregierung die widerrechtliche 
Verwertung des deutschen Warenzeichens 
„4711” in England und in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika bekannt? 

Was beabsichtigt di^ Bundesregierung zu tun, 
um im Zeichen der europäischen Verständi- 
gung der Fortsetzung dieses Mißbrauchs zu 
begegnen ? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung im 
Interesse des deutschen Handwerks zu tun, 


um 



24. Abgeordneter 
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25. Abgeordneter 
von Thadden 


26. Abgeordneter 
Ehi'en 


27. Abgeordneter 

Müller-Hermann 


28. Abgeordnete 
Frau Hütter 


1. im eigenen Bereich und bei den Resat- 
zungsbehörden darauf hinzuwirken, daß 
das System der Generalunternehmer 
abgebaut und durch Auftragserteilung 
an Arbeitsgemeinschaften von Hand- 
werkern weitgehend ersetzt wird, 

2. die Innenumsätze solcher Arbeitsgemein- 
schaften im Interesse der Konkurrenz- 
fähigkeit des Handwerks von der Um- 
satzsteuer zu befreien? 

Wie vereinbart der Herr Bundesminister der 
Justiz die Verwendung von britischen Telefon- 
Abhör berichten bei parteiinternen Ausein- 
andersetzungen mit dem Artikel 10 des 
Grundgesetzes? 

Welcher Art sind die Beweise für die vom 
Herrn Bundeskanzler am 1. April 1953 ge- 
machte Erklärung, Angehörige des sogenannten 
„Naumann-Kreises” seien vom westlichen 
Ausland und „sehr wahrscheinlich auch vom 
Osten” finanziert worden? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
bisher unternommen, um den lausenden von 
deutschen^ Menschen in Oberschlesien, die mit 
Gewalt daran gehindert werden, zu ihren in 
Westdeutschland befindlichen Angehörigen 
überzusiedeln, die Wiedervereinigung mit 
ihren Angehörigen zu ermöglichen? 

Welche Aussichten sieht die Bundesregierung 
zur Lösung dieser Frage, die viele Tausende 
Menschen aufs tiefste bewegt? 

Ist der Herr Bundesminister für Verkehr der 
Meinung, daß das Personenbeförderungsgesetz 
von 1934 in der heute zur Anwendung 
kommenden Form den modernen Verkehrs- 
erfordernissen und der derzeitigen Wirtschafts- 
und Verkehrspolitik entspricht? 

Handelt es sich bei dem neuen Personenbe- 
förderungsgesetz, das, soweit ich unterrichtet 
bin, seit langer Zeit im Bundesverkehrsmi- 
nisterium fertiggestellt bereit liegt, nach Auf- 
fassung des Herrn Bundesministers um ein 
wichtiges und vordringliches Gesetz? 

Aus welchem Grunde konnte es bisher dem 
Bundestag nicht zugeleitet werden? 

Weldie Bedenken bestehen gegenüber einer 
vorläufigen Unterstützung nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz und dem Gesetz zu 



29. Abgeordneter 
Renner 


30. Abgeordneter 
Renner 


Artikel 1 3 1 GG für Angehörige solcher von den 
Alliierten verurteilten Deutschen bzw. Hinter- 
bliebenen, bei denen noch nidit festgestellt 
werden konnte, ob sie nach deutschem Recht 
verurteilt oder mit der gleichen Strafe bestraft 
worden wären? 

Ist dem Herrn Bundesminister des Innern der 
Erlaß des Regierungspräsidenten von Düssel- 
dorf S I 64 vom 13. Mai 1953 betr. außer- 
ordentliche Beihilfen für bedürftige Personen 
aus Anlaß des Wegfalls der Konsumbrotsub- 
ventionen bekannt, in dem es heißt: 

„Da die vom Bund ohne Anerkennung einer 
Rechtsverpfllditung zur Verfügung gestell- 
ten Haushaltsmittel voraussichtlich nicht 
ausreichen, um einen Betrag von 5,70 DM 
je Person zu zahlen, und da trotz mehr- 
facher Rückfragen eine Garantie-Zusage für 
die Übernahme des eventuell zu erwarten- 
den Mehrbetrages auf den Bundeshaushalt 
nicht erlangt werden konnte, kann zunächst 
nur ein Teilbetrag von 3, — DM je Person 
zur Auszahlung gelangen. Über die Aus- 
zahlung des Restbetrages bis zu 2,70 DM 
je Person ergeht rechtzeitig ein neuer Er- 
laß.”? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Landes- 
regierungen sofort eine Garantie-Zusage für 
die Übernahme der Gesamtausgaben für diese 
außerordentliche Beihilfe (Erlaß des Herrn 
Bundesministers des Innern - 5181-261/53 -, 
des Herrn Bundesministers der Finanzen 
- II C 4780-34/53 - und des Herrn Bundes- 
ministers für Arbeit - IIc32873 - vom 
9. Februar 1953) durch den Bund zu geben, 
um endlich die sofortige Auszahlung dieser 
außerordentlichen Beihilfe in ihrer vollen Höhe 
sicherzustellen? 

Ist dem Herrn Bundesminister für Arbeit 
amtlich zur Kenntnis gebracht worden, daß 
erneut ein Schwerkriegsbeschädigter, der 
52-jährige Amtsdiener Josef Leppig aus 
Markthcidenfeld, auf Grund eines Vorfalles^ 
der sich bei einer versorgungsärztlichen Nach- 
untersuchung abspieltc, den Freitod durch 
Erhängen gesucht hat? 

Sind dem Herrn Bundesminister die Presse- 
meldungen bekannt, wonach bei dieser Nach- 
untersuchung der untersuchende Arzt dem 
Leppig, der ein Glasauge trug, in die Augen 
gesehen und erklärt habe: „Augen ohne Befund, 



31. Abgeordneter 
Gundeladi 


32. Abgeordneter 
Renner 


33. Abgeordneter 
Mehs 

34. Abgeordneter 
Amholz 


Pupillen normal”, ferner, daß Leppig von 
diesem Vorfall dem leitenden Arzt sowie 
einigen beamteten Personen aus Marktheiden- 
feld Mitteilung gemacht hat? 

Ist der Herr Bundesminister bereit, dafür zu 
sorgen, daß derartige Personen, die ihre ärzt- 
liche Pflicht fahrlässig und vorsätzlich verletzen, 
sofort aus dem versorgungsärztlichen Dienst 
ausgeschaltet werden? 

Ist der Herr Bundesminister der Finanzen 
bereit, die von der Oberfinanzdirektion Kiel, 
Bundes Vermögens- und Bauabteilung, Außen- 
stelle Westerland, mit Billigung des Herrn 
Bundesministers der Finanzen im März 1953 
ausgesprochene allgemeine Mieterhöhung für 
die sogenannten Reichsmietwohnungen auf 
Sylt aufzuheben, da die neuen Mietsätze für 
die derzeitigen Bewohner dieser Häuser an- 
gesidits ihrer sozialen Notlage untragbar sind? 

Weldie Gründe waren dafür maßgebend, daß 
die Bauarbeiten am Dienstgebäude des Aus- 
wärtigen Amtes atn Donnerstag, den 2 1 . Mai 
1953, eingestellt worden sind, wodurch die 
500 beim Bau beschäftigten Arbeiter brotlos 
wurden ? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, die 
in gewissen bürgerlichen Zeitungen angedeutet 
worden ist, daß die Unterbrechung der Bau- 
arbeiten auf Sabotageakte zurückzuführen ist, 
für die die am Bau beschäftigten Arbeiter und 
Angestellten angeblich verantwortlich sind? 
Ist die Bundesregierung bereit, den am Bau 
beschäftigten Arbeitern den vollen Lohnausfall 
zu ersetzen, der ihnen ohne Jedes eigene Ver- 
schulden durch die vorläufige Stillegung ent- 
standen ist bzw. noch entstehen wird? 

Ist noch in dieser ersten Wahlperiode mit der 
Verabsdiiedung des Bundesentschädigungs- 
gesetzes zu rechnen? 

Ist dem Herrn Bundesminister für Verkehr 
bekannt, daß durch amerikanische fahrbare 
Funkanlagen häufig die Richtfunkverbindung 
der Bundesbahn zwischen München und 
Nürnberg gestört wird, so daß sie zeitweilig 
abgeschaltet werden muß? 

Welche Schritte hat der Herr Bundesminister 
unternommen, damit diesem unerträglichen 
Übelstand abgeholfen wird? 


Bonn, den 29. Mai 1953 



